Bononia docet. Hochschule und wissenschaftliches Volontariat am Museum im Wandel der Europäischen Hochschulreform by Forkel, Jens A.
Forkel, Jens A.
Bononia docet. Hochschule und wissenschaftliches Volontariat am Museum
im Wandel der Europäischen Hochschulreform
Solga, Heike [Hrsg.]; Huschka, Denis [Hrsg.]; Eilsberger, Patricia [Hrsg.]; Wagner, Gert G. [Hrsg.]: Findigkeit in
unsicheren Zeiten. Opladen ; Farmington Hills, Mich. : Budrich UniPress 2008, S. 117-152. - (Ergebnisse des
Expertisenwettbewerbs „Arts and Figures – GeisteswissenschaftlerInnen im Beruf“; 1)
Empfohlene Zitierung/ Suggested Citation:
Forkel, Jens A.: Bononia docet. Hochschule und wissenschaftliches Volontariat am Museum im Wandel
der Europäischen Hochschulreform - In: Solga, Heike [Hrsg.]; Huschka, Denis [Hrsg.]; Eilsberger,
Patricia [Hrsg.]; Wagner, Gert G. [Hrsg.]: Findigkeit in unsicheren Zeiten. Opladen ; Farmington Hills,




in Kooperation mit / in cooperation with:
Nutzungsbedingungen Terms of use
Gewährt wird ein nicht exklusives, nicht übertragbares, persönliches und
beschränktes Recht auf Nutzung dieses Dokuments. Dieses Dokument ist
ausschließlich für den persönlichen, nicht-kommerziellen Gebrauch
bestimmt. Die Nutzung stellt keine Übertragung des Eigentumsrechts an
diesem Dokument dar und gilt vorbehaltlich der folgenden Einschränkungen:
Auf sämtlichen Kopien dieses Dokuments müssen alle
Urheberrechtshinweise und sonstigen Hinweise auf gesetzlichen Schutz
beibehalten werden. Sie dürfen dieses Dokument nicht in irgendeiner Weise
abändern, noch dürfen Sie dieses Dokument für öffentliche oder
kommerzielle Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, aufführen,
vertreiben oder anderweitig nutzen.
We grant a non-exclusive, non-transferable, individual and limited right to
using this document.
This document is solely intended for your personal, non-commercial use. Use
of this document does not include any transfer of property rights and it is
conditional to the following limitations: All of the copies of this documents must
retain all copyright information and other information regarding legal
protection. You are not allowed to alter this document in any way, to copy it for
public or commercial purposes, to exhibit the document in public, to perform,
distribute or otherwise use the document in public.
Mit der Verwendung dieses Dokuments erkennen Sie die
Nutzungsbedingungen an.









Ergebnisse des Expertisenwettbewerbs  




















Der dieser Veröffentlichung zugrunde liegende Wettbewerb wurde 
mit Mitteln des Bundesministeriums für Bildung und Forschung unter 
dem Förderkennzeichen 07SWFGS gefördert. Die Verantwortung für 
den Inhalt dieser Veröffentlichung liegt bei den HerausgeberInnen. 
 
Heike Solga, Denis Huschka, Patricia 
Eilsberger, Gert G. Wagner (Hrsg.) 
 



















Budrich UniPress Ltd. 
Opladen & Farmington Hills 2008 
Bibliografische Informationen der Deutschen Nationalbibliothek 
Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen 



















© Dieses Werk ist bei Budrich UniPress erschienen und steht unter folgender Creative 
Commons Lizenz: http://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/2.0/de 
Verbreitung, Speicherung und Vervielfältigung erlaubt, kommerzielle Nutzung und 




Dieses Buch steht im OpenAccess Bereich der Verlagsseite zum kostenlosen 
Download bereit (http://dx.doi.org/10.3224/94075512) 
Eine kostenpflichtige Druckversion (Printing on Demand) kann über den Verlag 
bezogen werden. Die Seitenzahlen in der Druck- und Onlineversion sind identisch. 
 
 ISBN  978-3-940755-12-4 
 DOI 10.3224/94075512 
 
Umschlaggestaltung: disegno visuelle kommunikation, Wuppertal – www.disenjo.de 






Bundesministerin Dr. Annette Schavan 
Grußwort 7 
Heike Solga, Denis Huschka, Patricia Eilsberger, Gert G. Wagner 
Findigkeit in unsicheren Zeiten: Einleitung und Anliegen des Buches 9 
 
I.  Die berufliche Situation von  
GeisteswissenschaftlerInnen 
Maria Kräuter, Willi Oberlander, Frank Wießner 
Zurück in die Zukunft: Berufliche Chancen und  
Alternativen für GeisteswissenschaftlerInnen 17 
Manuel Schandock, Nancy Scharpff 
Erwerbschancen im Wandel der Zeit – Eine empirische Analyse der  
Entwicklung des beruflichen Erfolgs von GeisteswissenschaftlerInnen  
in Deutschland von 1985 bis 2004 41 
 
II. Vom Allgemeinen zum Besonderen:  
Berufsspezialisierung und besondere  
Berufsgruppen 
Kathrin Leuze, Susanne Strauß 
Berufliche Spezialisierung und Weiterbildung –  
Determinanten des Arbeitsmarkterfolgs von  
GeisteswissenschaftlerInnen 67 
Gabriele Gramelsberger, Kristina Vaillant 
„Freie ForscherInnen statt Low Budget Academics“ –  
Entwicklung eines (Berufs-)bildes „Freie Forscher/in“  
an der Schnittstelle zwischen Universität und Wissensgesellschaft 95 
6  
 
Jens A. Forkel 
Bononia Docet. Hochschule und wissenschaftliches Volontariat  
am Museum im Wandel der Europäischen Hochschulreform 117 
 
III.  Deutsche GeisteswissenschafterInnen im  
internationalen Vergleich 
Michael Gebel, Johannes Gernandt 
Soziale Ungleichheit von Geisteswissenschaftlern im Beruf 157 
Eva Bosbach 
Geisteswissenschaftler in den USA – Promotion und  






Bononia docet. Hochschule und wissenschaftliches 
Volontariat am Museum im Wandel der  
Europäischen Hochschulreform 
Jens A. Forkel 
 
Mit dem bildungspolitischen Umbau der Universitäten verbinden sich die so-
zialpolitischen und wohlfahrtstaatlichen Reformbestrebungen der letzten Jah-
re zu einer umfassenden Umgestaltung gesellschaftlicher Wirklichkeiten. 
Wie bei allen Semantiken beruht die Dynamik ihrer Pflege in der Forcierung 
der kontextunabhängigen und unhinterfragten Verfügbarkeit von Sinn. Da 
jedoch für die Weltvermittlung in der bürgerlichen Gesellschaft die Leitdiffe-
renz der Nation eingeführt wurde, müssen mit der Infragestellung dieser Se-
mantik auch Sinnsysteme wie die Wissenschaft, vor allem aber die Politik, in 
immer neue Runden der Selbstbestimmung gehen. Die Folgen dieses Wan-
dels für geisteswissenschaftliche Bildungsverläufe an Universitäten und Mu-
seen als Institutionen der bürgerlichen Öffentlichkeit sollen hier anhand der 
vorliegenden Daten untersucht werden. 
Die Universität als Kerninstitution für die Pflege gesellschaftlicher Se-
mantik erfährt die Umwandlung zunächst als Krise ihrer Selbstbeschreibung, 
da der wissenschaftliche Code selbst nicht in der Rede steht, sondern die 
Form seiner Vermittlung. Mit der Öffnung der (paradoxen) Organisations-
form der ,öffentlichen Körperschaft’ durch den Entzug der Legitimation aus-
schließlich über wissenschaftliche Kompetenz wird das Wettbewerbsmodell 
der Universitäten: Reputation, wie schon ,68’, in Frage gestellt.1 Und so wie 
der Nationalstaat als Einheit der Differenz in der Weltbeschreibung in die 
Krise gerät, folgt die Universität wie viele andere Institutionen dem Modell 
der Privatisierung des Risikos als Residualkategorie einer als Liberalisierung 
                                                          
 
1  Niklas Luhmann beschreibt Reputation als einen Nebencode des Wahrheitsmediums 
und damit des Wissenschaftssystems (Luhmann 1990: 247).  
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gewandeten Entpolitisierung.2 Dass Merkantilisierung an diese Stelle tritt, 
entspricht der gewählten Gesellschaftsform. 
Wie alle Wissenschaften in der sich herausbildenden neuen Form der 
Hochschule sind die auch Geisteswissenschaften von diesem Bedeutungs-
wandel betroffen. Sie konnten im bisherigen Verlauf der Ausdifferenzierung 
der Universität immer wieder die Funktionen einer – nie unbestrittenen – 
Leitwissenschaft einnehmen und so erst als Instanz bürgerlicher Autorität das 
Kaiserreich prägen, dann die nationale Übersteigerung des bürgerlichen 
Phantasmas über dem Menschen stehender Führungssysteme mitbegründen, 
um schließlich im Zusammenschluss mit den Sozialwissenschaften als ,De-
mokratisierungswissenschaften’ (Herbert 2007) ihre weiteste Auswirkung 
und Verbreitung zu finden. Angesichts der immensen Produktion von Deu-
tungsmöglichkeiten des Bestehenden und des Vergangenen der Geisteswis-
senschaften, aber auch auf halb- und nichtwissenschaftlichen Foren, geraten 
die Modelle der einzelnen Disziplinen in eine Konkurrenzsituation mit ihrem 
eigentlichen Bestehensgrund: die intellektuelle Pflege der Semantik. Diese 
wird nicht mehr ausschließlich aus dem Verwertungszusammenhang Wissen-
schaft und Politik aufrechterhalten, sondern immer mehr von anderen Funk-
tionssystemen übernommen, die diese Fähigkeiten für ihre Zwecke immer 
besser zu nutzen im Stande sind (Multrus et al. 2001: 38). 
Diese ,Krise der Geisteswissenschaften’ überträfe jedoch die schon zum 
Programm gehörende kulturpessimistische Modernekritik darin, als mit der 
Legitimation auch die Ressourcen schwinden könnten (vgl. Forkel 2002). 
Noch sind die Geisteswissenschaften für einen Großteil der Studienanfänger 
als akademischer Weg der Selbstverwirklichung attraktiv, stehen hochquali-
fizierte Nachwuchswissenschaftler als Symbolanalytiker im Zentrum der Ge-
sellschaft und vor allem der öffentlichen Institutionen – und arbeiten der 
,Krise’ durch ihre hohe Professionalität zu. Wird aber durch die weitere Ver-
schlechterung der Studienbedingungen (z.B. Abbau von Lehrstühlen, Stu-
dienplätzen, Bibliotheken) oder durch eine schärfere Zugangsbeschränkung, 
Studiengebühren und eine stärkere Selektion im gestuften Bildungssystem 
                                                          
 
2  „Wir sprechen mithin von der managerial revolution des (deutschen) Hochschulsys-
tems“ (Maasen, Weingart 2006: 20). 
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dieses hohe Qualifikationsniveau nur noch für wenige vermittelbar sein, dann 
hätte dies nicht nur Folgen für den ,Arbeitsmarkt’ und die gesellschaftliche 
Selbstreflexivität und Kritikfähigkeit, sondern für die Disziplinen und damit 
für die bürgerlichen Bildungsinstitutionen selbst. In der Folge könnten die 
Zusammenschlüsse einzelner Disziplinen der Geisteswissenschaften, wie sie 
bereits in den neuen Studienstrukturen angelegt sind, zu einer Entdifferenzie-
rung des Fächerkanons führen und so die teilweise heiß umkämpften und per 
definitionem gezogenen Angrenzungen und Abspaltungen der Vergangenheit 
wieder auf einen pragmatischen Status Quo flexibler Verbünde zurückfüh-
ren. Auf lange Sicht würde dies tatsächlich das ,Ende der Geisteswissen-
schaften’ bedeuten, aber nur wenn man diese einzelnen Wissenschaften als 
ordinariengebundene Verwaltung von Wissensbeständen mit hochspeziali-
sierten Zugängen versteht, die unfähig sind, mit ihrem Bestand an Wissen 
und der Geschichte seiner Deutungen neue Wissensformen zu generieren. 
Denn sicher steht im derzeitigen funktionalen Wandel auch die Chance, diese 
Wissenschaften als postnationale, kosmopolitische Instanzen an die Leitdif-
ferenz global/lokal anzupassen – und so die eigene Domäne zu wahren, wie-
der zu erobern und neue Ressourcen zu binden. 
Museen und Universitäten erfahren diesen Wandel durch eine Umstel-
lung des Programms der Gouvernementalität (Foucault) von Investition auf 
Effizienz. Da diese Institutionen hierfür jedoch bislang keine Verfahren hat-
ten, wird mit der entsprechenden Umstellung von Verwaltung auf Manage-
ment das Prinzip des ökonomischen Wettbewerbes eingeführt, der letztlich zu 
Monopolbildungen führen muss (Schumpeter). Es soll im Folgenden anhand 
der Analyse der verfügbaren Eckdaten zur Europäischen Hochschulreform 
gezeigt werden, welche Effekte dieses Prozesses für die Geistes- und Sozial-
wissenschaften als Leitwissenschaften der je herrschenden nationalstaatli-
chen Öffentlichkeiten ablesbar sind. Darüber hinaus hat dieser Übergang für 
die Idee der Arbeit in allen Bereichen weitreichende Folgen. Anhand der Le-
benslagen geisteswissenschaftlicher VolontärInnen an Museen soll gezeigt 
werden, dass die ,Privatisierung der Risiken’ (Castel 2005) auch am Museum 
zu prekären Arbeitsverhältnissen führt, die das Modell der klassischen Er-
werbsarbeit ablösen.  
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Universitas und/oder bononia docet 
Im 13. Jahrhundert tritt eine dritte Instanz neben Kirche und Reich (Stichweh 
1991: 15), die „den Aufstieg und die hochrangige Positionierung Europas in 
der Welt ermöglichte“ (Weber 2002: 9): die Universität. Damit hat man es 
„mit einer mittelalterlichen Erfindung zu tun, die noch heute benutzt wird“ 
(Boockmann 1999: 7). So ist von den verschiedenen Körperschaften des 
Abendlandes die universitas magistrorum et scholarium als die exponierteste 
Professionalisierungsinstitution übriggeblieben – wenngleich es auch Zeiten 
gegeben haben könnte, in denen die universitas pistorum, also die Vereini-
gung der Bäcker, auch einen gewissen Einfluss auf die Geschicke der Men-
schen hatte. Die wandernden und zusammengeschlossenen Lehrer und Schü-
ler des Mittelalters stellten als erste neben die Universalität der Kirche die 
Universalität eines Wissens, das jenseits von Gott und König Gültigkeit ver-
langte und aus den Kloster- und Kathedralschulen erwuchs. Wissensinhalte 
und Definitionen aus der klösterlichen Lehre und Ausbildung als Verständi-
gungsgrundlagen im Medium des Rechts und in Fragen der höchsten Dinge 
verselbständigten sich bis zum 13. Jahrhundert (im Heiligen Römischen 
Reich bis zum 15. Jahrhundert, als es eines deutscher Nation wurde) und 
störten das Gleichgewicht der ,hierarchischen Opposition’ zwischen Reich 
und Kirche. Die Institutionalisierungen der ersten Universitäten stellten da-
mit ein Drittes zur Suprematie der Kirche (ecclesia): sacerdotium/imperium/ 
studium (Stichweh 1991: 17). Ein Drittes, das in der Ausdifferenzierung der 
europäischen Gesellschaften unter dem Primat des Raumes das Denken letzt-
lich von Kosmos auf Welt umstellte, den Zeitbezug aber konservierte: Das 
Denken war universell gültig wie Gott – aber niemals ohne Gott.  
Wie die Handelswege ermöglichten die sich rasch überkreuzenden Wege 
der Scholaren eine Mobilität, die eine transterritoriale Gemeinschaft begrün-
dete, welche auch eine Grundlage für die gesellschaftliche Differenzierung in 
Europa war.3 Und auf faszinierende Art und Weise gilt heute wieder das Dik-
tum von vor mehr als 700 Jahren: bononia docet (Weber 2002: 41), Bologna 
                                                          
 
3  „Das traditionelle mittelalterliche Rechtssystem was das einer durch Immobilität be-
stimmten Gesellschaft. Mobilität jedoch schuf Probleme“ (Boockmann 1999: 19).  
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lehrt so, damals wie heute, Rechtfertigungen für Vereinheitlichungen und 
Gültigkeiten, erst des Rechts und heute der gesamten Lehre.4  
Ausgangspunkt dieser Erfolgsgeschichte der Korporation5 Universität 
lag in der Zuschreibung von Rechten und Freiheiten, von denen die libertas 
scholastica, die akademische Freiheit, die vielberufenste ist. Zusammen mit 
dem exklusiven Recht, akademische Grade zu verleihen (Promotionsrecht), 
sicherte in Phasen ihrer institutionellen Gültigkeit diese ,Selbstbestimmung 
ohne Autonomie’ die Legitimität aus Translationsvorstellungen und Grün-
dungsmythen (Stichweh 1991: 20). Und gerade im Umstand, dass die Uni-
versität ihren Universalitätsanspruch gegen Limitationen von außen zu ver-
teidigen imstande war, ist ihre Bedeutung zu erkennen. Theologie, Jurispru-
denz, Medizin waren scientiae und lange die repräsentativen Wissenssysteme 
in der Semantik der Menschen zu Gott (Theologie), zu anderen Menschen 
(Jurisprudenz) und zum Körper (Medizin). Im 18. Jahrhundert und mit der 
Französischen Revolution begann aber der Aufstieg der facultas artium6. 
Hier übernimmt auf der Grundlage der Systematisierung des Wissens über 
Mensch und Natur ,Wissenschaft’ wesentliche Ordnungsleistungen im Ver-
hältnis des Menschen zur Welt und gewinnt mit dessen Historisierung „einen 
geradezu religiösen Charakter“ (vgl. Höflechner 2007). In diesem Prozess 
gelang es der Universität, ihre Titel und Abschlüsse zu anerkannten sozialen 
Merkmalen ,adelsnahen Rangs’ zu machen (Weber 2002: 69). Das Museum 
wurde eines der wichtigsten Medien der Sichtbarkeit dieser Systematik (vgl. 
Graf, Möbius 2006).  
                                                          
 
4  Vgl. auch den Briefwechsel Eck an Konrad Reuter von Kaisheim, Ingolstadt, vom 
04.09.1515 (http://ivv7srv15.uni-muenster.de/mnkg/pfnuer/Eckbriefe/N023.html, 11. 
1.08). 
5  „Eine Korporation ist eine rechtliche Entität, die von geistlichen und weltlichen Ge-
walten lizensiert und mit Eigentum ausgestattet wird. Zu diesen Rechten und Privile-
gien können Monopole für einen bestimmten Handlungsbereich gehören, die dann das 
Recht und die Verpflichtung einschließen, die Aufsicht über andere, informelle Prak-
tiker im selben Handlungsbereich zu übernehmen“ (Stichweh 2005: 33). 
6  Die darin vertretenen septem artes liberales, also die ‚sieben freien Künste‘, teilten 
sich in das Trivium (Grammatik, Logik, Rhetorik) und das Quadrivium (Arithmetik, 
Geometrie, Astronomie und Musik). Dass aber die Gruppe der Sprachwissenschaften 
des Triviums und darin die Grammatik als Leitwissenschaft verstanden wurde, unter-
streicht die Rolle, die der Fakultät zugeordnet war; ihre wiedererlangte Dominanz in 
der Gegenwart akzentuiert den Funktionswandel.  
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1810 entstand mit der Gründung der Berliner Universität durch Wilhelm 
von Humboldt ein Modell von Forschung und Lehre, das die ältesten ,deut-
schen’ Universitäten ebenso veränderte wie bis heute Gründungen, vor allem 
in Asien, darauf beruhen (vgl. Boockmann 1999: 188ff.). Es ist die erfolgrei-
che Erneuerung der ,hierarchischen Opposition’ nun aber als Subordination 
der akademischen Freiheit unter den Staat. Denn obwohl beauftragt, frei – 
und vor allem zensurfrei – zu forschen, gilt doch, dass „man den gegenwärti-
gen Regenten und Mitbürgern zunächst verpflichtet sei […]. Wie aber auch 
die Köpfe exaltiert sein mögen, so behalten doch die Mägen immer ihre 
Rechte gegen sie […]. Wem die Herrschaft über letztere bleibt, wird auch 
immer mit ersterem fertig“ (ebd.: 191). So hat der Nachfolger Humboldts, 
Friedrich von Schuckmann, schon 1810 dessen Vorstellung von der allum-
fassenden Freiheit der Wissenschaft auch durch finanzielle Unabhängigkeit 
verhindert und damit die Universität zu einem zentralen Element der bürger-
lichen Öffentlichkeit gemacht. Und der Auftrag lautete genau besehen nun: 
Fortschritt und Gemeinwohl … für die Nation – Ein Auftrag, der mit den ka-
tastrophalen Zusammenbrüchen der bürgerlichen Sozialsysteme in den indus-
triellen Vernichtungskriegen des 20. Jahrhunderts nicht mehr bedingungslos 
aktualisiert werden konnte.7  
Die Expansion der Krise 
Die Veränderungen im Stellenwert wissenschaftlichen Wissens, die zuneh-
mende Dominanz eines wissensbasierten ,vierten Sektors’ und die innova-
tionsbasierte Wirtschaftsform der postindustriellen Nachkriegsgesellschaft 
steigerte den Bedarf an Akademikern immens. Man reagierte mit Neugrün-
dungen und Ausbau. Die Ausdifferenzierung der Disziplinen und Fächer, der 
                                                          
 
7  Die zahlreichen akademischen Zusammenbrüche, die sich zumeist in den Geist der 
Fichteschen Vorlesung einreihten, haben selbstverständlich eine eigene traurige Tradi-
tion, die vielleicht im Taumel des 10. Mai 1933 kulminierte (vgl. z.B. Boockmann 
1999: 227ff.).  
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Aufstieg der Sozialwissenschaften8 und die rasch wachsende Zahl von Stu-
dierenden überforderte das auf akademische Gelehrsamkeit (wieder-)ange-
legte Konzept. Die einflussreichste Schrift für diese Phase der Bildungsex-
pansion und des Umbaus der bundesrepublikanischen Universitäten war Die 
deutsche Bildungskatastrophe von Georg Picht (Picht 1964, Schnuer 1986: 
7). Zu der folgenden Öffnung und Etablierung tertiärer Ausbildungsmöglich-
keiten gehörte auch die Abschaffung sämtlicher damals noch üblicher Stu-
diengelder, Bildungswerbung und die Reform der Ausbildungsförderung.  
Mit der Infragestellung der politischen Integrität der Lehrenden und den 
Forderungen zur sozialen Verantwortung der Lehre durch die Studierenden 
im sozialen Aufbruch des Generationenwandels von ,1968’ setzten sich die 
Umstrukturierungen von der Ordinarienuniversität zur Gruppenuniversität 
mit den Festlegungen des in den 1970er Jahren in Kraft getretenen Hoch-
schulrahmengesetzes9 durch. Mitbestimmungsregelungen für alle – aber mit 
unterschiedlichen Gewichtungen10 – wurden zum (umfangreichen) Verwal-
tungsalltag. Damit wurde akademische Bildung nicht nur als Verfassungs-
grundsatz zu einem hohen Gut der demokratischen Gesellschaft. Die akade-
mische Freiheit und die Freiheit der Wahl eines gebührenfreien Studiengan-
ges wurde aktiver und wichtigster Teil der sozialstaatlichen Demokratisie-
rung durch und in der Hochschule.11 Andererseits steht zwischen dem Milieu 
der Professorenschaft und dem der MitarbeiterInnen und Studierenden heute 
eine den zahlreichen Verwaltungs-, Mitbestimmungs- und Rechtsaufgaben 
geschuldete Bürokratie von Verfahrensvorschriften und Gremienzuständig-
                                                          
 
8  „Am Beginn des 20. Jahrhunderts schwächte sich der historische Impuls ab. Stattdes-
sen traten der Gegenwartsbezug sowie die Wahrnehmung der Neuartigkeit der indus-
triegesellschaftlichen Welt in den Vordergrund“ (Weber 2002: 198). 
9  Ursprüngliche Fassung vom: 26. Januar 1976 (BGBl. I S. 185). 
10  So wird nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 1973 den Professoren 
ein Mehrheitsrecht in Fragen zu Forschung und Lehre zugesprochen, was die Mitbe-
stimmungsmöglichkeiten zumindest einschränkte. 
11  Dies gilt eingeschränkt: man vergleiche nur die Bemühungen von Studentenvertretun-
gen zu Anfang des WS 2007/8 den Boykott von Studiengebühren mittels Studienkon-
ten zu organisieren – vielerorts wurde das Quorum nicht erreicht. Immer wieder 
scheint der Aufbruch der Studierenden besonders an den großen Universitäten zu ver-
siegen. Bereits begonnene Proteste wurden abgebrochen, da der Boykott, der Streik 
nur in der Mehrheitlichkeit Zwangsmaßnahmen verhindern kann (vgl. http://www. 
studis-online.de/HoPo/art-597-boykott-zwischenbilanz.php, 01.10.07).  
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keiten. „Die ,Gruppenuniversität’ fasziniert sich selbst. Durch ihre Organisa-
tionsform wird erreicht, daß die einzelnen Gruppen gegeneinander exerzie-
ren. […] Auf dieser Ebene reformiert heute eine Bürokratie die andere mit 
dem Effekt, daß beide wachsen“ (Luhmann 1992: 82). Dass dadurch nicht 
nur studentische oder Mitbestimmungsmöglichkeiten des ,Mittelbaus’, son-
dern jeglicher Umgang an der Universität, über die (wenigen verbliebenen) 
traditionellen Rituale hinaus, sehr stark formalisiert wurden, sicherte auf be-
merkenswerte Weise lange die Autonomiebehauptung der Universität gegen 
äußere Einflüsse auf die Gestaltung von Forschung und Lehre.12 
Die Hochschule auf der Agenda 
In der 1998 von den vier Bildungsministern Deutschlands, Englands, Frank-
reichs und Italiens abgegeben ,Sorbonne-Erklärung’ heißt es, dass Europa 
nicht nur das des Euro ist, „it must be a Europe of knowledge as well“.13 Ziel 
war es, durch die Vereinheitlichung der Studienabschlüsse, der Bewertungen 
und der Studienabläufe eine erhöhte Mobilität von Studierenden in der EU zu 
erreichen. Studienabschlusszahlen sollten durch die Einführung von konse-
kutiven Studiengängen erhöht werden.14 In der darauf folgenden Erklärung 
von 1999 in Bologna wurden diese Ziele dann zusammengefasst und zur ad-
ministrativen Umsetzung veranlasst. Der politische Antrieb war unverkenn-
bar, den ,internationalen Wettbewerb’ zugunsten der europäischen Interessen 
zu entscheiden: „Die Vitalität und Effizienz jeder Zivilisation lässt sich an 
                                                          
 
12  „Auch heute noch sind nur 17% der MitarbeiterInnen Professoren. An der Ordina-
rienherrschaft der Universität haben wir also nur wenig geändert und stattdessen qua-
si-demokratische Strukturen in die Gremien eingebaut. Die Personalstruktur blieb da-
gegen unberührt“ (Richard Münch in der taz vom 19.10.07). 
13  Sorbonne Joint Declaration vom 25.5.1998 (HRK 2004: 281). 
14  „Ein Protokoll ohne Rechtsverbindlichkeit, kein völkerrechtlich bindender Vertrag, 
der vor seiner Umsetzung noch der parlamentarischen Ratifizierung bedurft hätte. 
Kein europäisches Gesetz, keine Richtlinie, keine Entscheidung, keine Verordnung, 
noch nicht einmal eine unverbindliche Empfehlung oder Stellungnahme gemäß Art. 
249 EGV“ (Hauke Brunckhorst: So wird Sachzwang gebaut. In: taz, 12.8.07). 
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der Attraktivität messen, die ihre Kultur für andere Länder besitzt“.15 Abge-
sehen von den erschreckenden Assoziationen, die diese Sprache aus ver-
meintlich vergangenen Tagen provoziert, ist der Universalismus dieser Re-
form den Autoren offenbar mehr als bewusst. Ist doch nicht die Umgestal-
tung, Förderung oder der Ausbau des Europäischen Hochschulraumes be-
schlossen, sondern die „Errichtung“, die „ständige Unterstützung, Überwa-
chung und Anpassung an die sich unaufhörlich [!] wandelnden Anforderun-
gen“ (HRK 2004: 286). 
Mit der Durchsetzung des Masterplans zur Bildung in Europa wurde eine 
politische Einflussnahme auf die Bildungsverläufe und damit Wissensformen 
angenommen. Eine Vereinheitlichung der sozialen Lage der Studierenden 
und die Festlegung von Mindeststandards für die finanziellen Rahmenbedin-
gungen der Hochschulen ist nicht Ziel der Reform gewesen. Dass die Anre-
gungen zu einem einheitlichen europaweiten Qualifikationsrahmen, entgegen 
der Geschwindigkeit des Prozesses, nicht unmittelbar umgesetzt werden 
konnten, zeigt darüber hinaus, dass die Eigenschaften wissenschaftlichen 
Wissens, vor allem in den Geisteswissenschaften, zu kulturell unterschiedli-
chen Verwendungen und Berufsstrukturen führen. Deshalb fordern die Mi-
nister 2007 nun die „Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit der Graduier-
ten“ (ebd.). Ziel des Prozesses ist der „Wandel von einer auf Hochschulleh-
renden zu einer auf Studierende ausgerichtete Hochschulbildung“ (Londoner 
Kommuniqué 2007: 2) also ein Wandel hin zur Bildungsanstalt für „aktive 
Bürger in einer demokratischen Gesellschaft“ (ebd.: 1). Das Humboldtsche 
Konzept der lehrenden Forscher gerät damit und mit der Privilegierung poli-
tisch und wirtschaftlich forcierter Wissensinhalte par excellence in den Hin-
tergrund.  
                                                          
 
15  Der Europäische Hochschulraum – Bologna-Erklärung (HRK 2004: 286).  
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Lernmodus und Wissenskulturen 
Mit der Bildungsreform werden Strukturveränderungen durchgeführt, die den 
Modus des Lernens verändern. Die Eckpunkte lauten: gestufte Studienstruk-
tur, Modularisierung der Studiengänge, Bewertung über das ECTS (Europe-
an Credit System), in der Folge aber auch Studiengebührenpflichten und Zu-
lassungsbeschränkungen. Der Ablauf des Studiums wird bis 2010 in allen 
Bereichen durch die Einführung von konsekutiven Studiengängen mit den 
Stufen Bachelor-, Master-, Doktor-/PhD-Studium strukturiert. Damit wird in 
den Studienverlauf eine neue Auswahlstufe eingeführt, die mit dem Ab-
schluss als Bachelor zu einem ersten akademischen Grad führt. Als Regel-
studienzeit wird in den meisten Fällen für dieses Studium sechs Semester 
festgelegt, der Master folgt mit vier Semestern. Nach den Vorstellungen aller 
Kultusminister ist dieser Abschluss der Regelabschluss an der Hochschule, 
der für die Mehrzahl der Studierenden zu einer ersten ,Berufseinmündung’ 
führen soll. Die Studierendenquote soll von 35% auf 40% eines Jahrgangs 
steigen. Damit wird ersichtlich, dass der Selektionszwang bei Unterfinanzie-
rung der Hochschulen und steigenden Studienanfängerzahlen strukturell in 
das Studium selbst verlegt wurde. Wirkten bislang, vor allem in den Geistes- 
und Sozialwissenschaften, Selektionsmechanismen der Teilnahme am wis-
senschaftlichen Diskurs16 auf der Ebene der Fachidentifikation und der Fä-
higkeit zur aktiven Eigenarbeit, werden dahingehende Defizite, die als 
‚Selbstselektion’ bislang zum Abbruch des Studiums geführt haben, durch 
eine stärkere Strukturierung mit Zielvorgaben zur fachlichen und Lernquali-
fikation auf die ,postgraduale’ Ebene verschoben. Institutionalisierungen der 
Fremdselektion werden eingeführt.17 Da damit aber auch auf fachlicher Ebe-
                                                          
 
16  Die bis heute hohe soziale Selektivität im deutschen Bildungssystem führt bekanntlich 
kontinuierlich zum Ausschluss unterprivilegierter Kinder im sekundären und im Über-
gang zum tertiären Bildungssystem (vgl. dazu Georg 2006). 
17  Damit folgen die Prozesse scheinbar Empfehlungen, wie sie Niklas Luhmann in sei-
nen Beobachtungen der Universität herausgestellt hat. Für ihn war es unausweichlich, 
mittels ‚weicher‘ und ‚starker‘ Studiengänge Selektionsmechanismen in das Bildungs-
system einzuführen, die die ‚Flut‘ der Studienanfänger in den stärksten Studiengängen 
regulieren sollte und mehr Fremdselektion zuließe (Luhmann 1992: 80). 
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ne teleologische Selektionsleistungen der Wissenschaften erbracht werden 
müssen, welche Inhalte zur Standardisierung in den Studiengängen anzule-
gen sind, werden Qualifikationsvorgaben für den Aufbau und die Evaluation 
(Akkreditierung) notwendig, die nicht aus dem Wissenschaftssystem selbst 
erbracht werden können. Denn diese operieren nicht anhand quantifizierbarer 
Qualifikationen der Verwendungen ihres Wissens, sondern mit der möglichst 
umfassenden Kontextualisierung des Einzelnen in den Modus der ,Wahrheit’, 
also in den Kanon des derzeit gültigen kognitiven Wissens. Die ,Output-
Orientierung’ der Wissenschaften zielt auf selektive Inkorporation als Kom-
munikationsbedingung.  
Wenn also die Selektion in die Zulassungsbeschränkung der Masterzu-
gänge verlegt wird, muss einerseits die Arbeitsmarktfähigkeit für die nun 
vermehrt auf den Arbeitsmarkt drängenden AbsolventInnen glaubhaft ver-
mittelt werden und zum anderen der fremdbestimmte Ausschluss vom Wei-
terstudieren rechtlich abgesichert werden (vgl. Wex 2007). Denn lediglich 
13% schließen nach einer Befragung von 400 Studierenden in Bachelor-
Studiengängen einen Masterabschluss aus (Einstieg GmbH 2007, vgl. auch 
HIS 2006: Tab. 6.2). Das zeigt, dass der Bedarf nach kurzen Studienzeiten 
(44,1% sehr wichtig), fachliche Kompetenz (47,6 sehr wichtig) und intellek-
tuelle Herausforderung (28,9% sehr wichtig) dem Telos der hochdotierten 
Anstellung nicht folgen kann (ebd.). Ein Masterabschluss wird als Einstieg in 
den Arbeitsmarkt gesehen.  
Anhand der Prognosen der Kultusministerkonferenz ist zu erkennen, 
dass bei sinkenden Schülerzahlen in allen Bereichen mit einer auf lange Sicht 
gleich bleibenden Zahl an Hochschulzugangsberechtigten gerechnet wird 
(vgl. Abbildung 1). Das ist nur durch Veränderungen der Bildungsniveaus im  
Sekundarbereich I zu erreichen. Ein Anstieg der AbiturientInnen ist für die 
Jahre 2010-13 zu erwarten. Diese Prognose basiert vor allem auf den Dop-
peljahrgängen im Rahmen der Umgestaltung der gymnasialen Oberstufe. Der 
demographische Trend ist bekanntermaßen gegenläufig und wird in diesen 
Jahren nur kurzfristig unterwandert. Die derzeit verhandelten zusätzlichen 
91.370 Studienplätze bis 2010 werden auf der Grundlage des Hochschul-
pakts eingerichtet, wobei regionale Unterschiede in die Verteilung aufge- 
nommen werden. Demnach haben Bundesländer im Osten wie im Norden 
auch weiterhin mit stagnierenden oder rückläufigen Studierendenzahlen zu  
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Abbildung 1: Vorausberechnung der Schülerzahlen, 2005-2020 
 
Quelle: KMK 2007b 
 
rechnen, während das Gros der Stellen in den strukturstarken Ballungs- und 
Exzellenzzentren im Süden entstehen werden – das Wort vom „Aufbau 
Süd“18 ist hier nicht unpassend.19  
Es geht aber im Gerangel um den Topf der Studienplatzförderung des 
Hochschulpaktes letztlich auch um die gekürzten Kapazitäten der Hochschu-
len, die bereits in den letzten 10 Jahren gestrichen wurden, was zeigt, wie 
sehr von der Grundsubstanz der Lehre gezehrt wurde – 663 der 1.451 abge-
bauten Professorenstellen in den vergangenen zehn Jahren waren Lehrstühle 
an geisteswissenschaftlichen Fakultäten (vgl. Abbildung 2).  
Die erwarteten Studienanfängerzahlen bleiben dabei bis ins Jahr 2020 
über dem Niveau von 1998 und bilden schon jetzt kontinuierlich eine Überka- 
                                                          
 
18  Wohl bekommen die ostdeutschen Hochschulen und Berlin einen prozentualen Mehr-
anteil, der den Mangel an zusätzlichen Studienplätzen ausgleichen und sichern soll, 
sodass keine Stellen „in den Folgejahren“ abgebaut werden; das Ungleichgewicht 
wird aber dadurch weiter ausgebaut (vgl. BMBF: Hochschulpakt 2020, http:// 
www.bmbf. de/ de/6142.php, 24.10.07). 
19  Die Zahl der SchulabsolventInnenen mit Studienberechtigung (Hochschulreife und 
Fachhochschulreife) wird von 370.000 (2003) auf voraussichtlich 446.000 (2011) an-
steigen und danach auf 376.000 (2015) bzw. 356.000 (2020) sinken (Wissenschaftsrat 
2005: 111). 
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Abbildung 2: Hauptberufliche Professoren an Universitäten nach Fächergruppen, 
1995-2005, Veränderungen in % 
 
Quelle: Statistisches Bundesamt: Personal an Hochschulen 2005, Fachserie 11, R 4.4. 
 
pazität von Studierenden pro Studienplatz bis hin zur Überlast (der Deutsche 
Hochschulverband gibt eine durchschnittliche Zahl von 60 Studenten pro 
Professor an) (DHV 2007), wie auch die Immatrikulationsbedingungen zei-
gen. „Die Möglichkeit lokaler Zulassungsbeschränkungen nutzen die Hoch-
schulen gerade bei den Bachelor-Studiengängen, um in kleineren Lerngrup-
pen neue Lehrkonzepte umzusetzen. Für 65% aller Bachelor-Studiengänge 
wählen die Hochschulen die Studierenden selbst aus, deutlich mehr als in den 
traditionellen Studiengängen.“20 Der Aufwand, ein Studium zu beginnen, 
wird dadurch deutlich erhöht. Die umfassenden NC-Regulierungen unter-
streichen aber auch die immer stärker werdende Konkurrenz im Bildungsweg 
und den Willen der Hochschulen mittels Selektionsverfahren, die Kapazitä-
ten zu regulieren.21 Werden darüber hinaus noch Studiengebühren erhoben, 
hat dies umfassende Folgen für die regionalen Studienanfängerzahlen und 
                                                          
 
20  (HRK 2007: 14); weiter heißt es hier: „Besonders hoch ist der Anteil zulassungsbe-
schränkter Bachelor-Studiengänge in den Stadtstaaten Berlin (92%) und Hamburg 
(88%) sowie im Saarland (83%)“. 
21  Das Institut der deutschen Wirtschaft weist darauf hin, dass die Zahl der Studienan-
fänger vor allem in den Ländern zurückgeht, in denen immer mehr Hürden aufgestellt 
wurden (DHV 2007). 
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bundesweiten Wanderungssalden.22 Spielte bislang bei der Wahl der Hoch-
schule die Nähe zum Wohnort die entscheidende Rolle, werden in der Zu-
kunft wohl finanzielle und Bewerbungskriterien die Lebenswege der Abitu-
rientInnen bestimmen. Die bereits mit der Arbeitsmarktsituation ausgelöste 
Dynamik in den Wanderungsbewegungen aus strukturschwachen Regionen 
wird damit weiter beschleunigt.23 Bildhaft zeichnet sich diese Entvölkerung 
ja darüber hinaus auch in den Kartenübersichten der Exzellenzinitiative ab.  
In der Fächerverteilung der Studienanfängerzahlen (Abbildung 3) wird 
auch ersichtlich, in welchen Fächern die Anfängerzahlen sinken. Im Ver-
gleich mit dem Jahr 2003 sind es die belegungsstärksten Fachgruppen der 
Geistes- und Gesellschaftswissenschaften, die weniger Studierende aufge-
nommen haben. Ob hierfür die Beschränkungen des Zugangs oder Fragen 
der Studienfachwahl verantwortlich zu machen sind, ist allerdings aus den 
 
 
Abbildung 3: Studienanfänger 2003-2007, fächerspezifische Zusammenstellung, 
2002/03=100, absolut 
 
Quelle: Statistisches Bundesamt 2007a, Zus06 
                                                          
 
22  Karl Lewin et al., Studienanfänger in Deutschland: Studienbeginn im Wintersemester 
1998/99, Hannover (zit. nach KMK 2005: 23). 
23  Vgl. zum Wanderungssaldo KMK 2007: 14. 
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vorliegenden Daten nicht zu schließen. Legt man aber die Schwerpunktset- 
zung der derzeitigen Bildungspolitik an, so sind es doch jene beworbenen 
Disziplinen, die mit dem Jahr 2003 eine gesteigerte Nachfrage erfuhren. 
Studierende der Geisteswissenschaften sehen sich also völlig veränderten 
Studienbedingungen gegenüber. Die ,Praxisnähe’ der Studiengänge führt die 
Verpflichtung zu Praktika ein oder weiter, die Strukturierung gibt einen in-
haltlichen Leitfaden vor, die Modularisierung verknüpft unterschiedliche 
Disziplinen und die Bewertungshäufigkeit der Leistungen steigt. Mitgestal-
tungsmöglichkeiten durch Initiativen, Projekte, Seminare, Sommerakademien 
von Studierenden oder die freie Teilnahme an Lektüre- und Oberseminaren 
als Kernelemente der Verwissenschaftlichung der Persönlichkeit in den Geis-
teswissenschaften – sind im Rahmen des Leistungspunktesystems nur noch 
eingeschränkt möglich, wenn sie überhaupt noch bestehen.24  
An die Stelle der Eigenarbeit25 ist das gerückt, was AbsolventInnen der 
Geisteswissenschaften in ihren ersten Semestern vermissten: die Vermittlung 
von „soliden wissenschaftlichen Basiskenntnissen und von kognitiven und 
kommunikativen Schlüsselfähigkeiten, etwa zum fachübergreifenden Den-
ken. Beklagt werden auch die fehlenden Beziehungen zum Beschäftigungs-
system und eine mangelnde Berufsorientierung des Studiums“ (Multrus et al. 
2001: 25). Dabei machten, und der Widerspruch in der Studie von Multrus et 
al. zeigt wohl den Effekt des Modells Bildung durch Forschung, „gerade die 
im Magisterstudium erworbenen Schlüsselqualifikationen es den Absolven-
ten möglich, sich in den verschiedensten Berufen in komplexe Problemberei-
che einzuarbeiten und adäquate Problemlösungen aufzuzeigen“ (Bayraktar, 
Mansky 1993). Die Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt26 und der Anteil der 
Wissensarbeiter in Ballungszentren signalisieren, dass mit den Geisteswis-
                                                          
 
24  Auf der Grundlage der verkürzten Studienzeit wird der Arbeitsaufwand für die Studie-
renden auf jährliche 1800 Stunden festgelegt, was einer Vollzeitstelle entspricht. Die-
ser soll durch die Formalisierung des Aufwandes anhand von ,Credits’ im Sinne eines 
Transfer- und Akkumulationssystems berechenbar gemacht werden. Studienabbrüche 
sind absehbar und gleichen dann Insolvenzen, wenn Lebensunterhalt und Studienge-
bühren noch erwirtschaftet werden müssen.  
25  Vgl. Ivan Illich: Vom Recht auf Gemeinheit. Reinbek 1982: 49 (zit. n. Christine Ne-
belung 2007). 
26  Vgl. für die sozialwissenschaftlichen Berufe Bundesagentur für Arbeit 2006. 
132 Forkel 
 
senschaftlerInnen eine erhebliche Arbeitskraft und vor allem ,Symbolarbeit’ 
von den Symbolanalytikern (Robert Reich) der ,Wissensgesellschaft’ geleis-
tet wird.27 Die Fähigkeiten der AbsolventInnen bestand ja vor allem darin, 
sich an hochabstrakte Diskurse so anzupassen, dass auf der Ebene der Teil-
nahme am Diskurs eine eigene Problematisierung – und dies meist ,fachüber-
greifend’ – vorrangig war. Die Allgemeinheit dieses fachspezifischen Wis-
sens herauszuarbeiten, lag aber in der aktiven Eigenarbeit der Studierenden. 
Kommunikationsstrategien, Recherchefähigkeiten, wissenschaftliches Lesen, 
Gruppenarbeit etc. sind dann Qualifikationen, die zwar en passant erworben 
werden, aber den größten Ausschlag für die Entwicklung im Berufslebens 
geben. Für die Qualität des Studiums war vor allem die offene Zugänglich-
keit zu den Lehrenden, Leistungen in Beratung und Betreuung, Internationa-
lität und vor allem aber die kommunikative Exklusivität der jeweiligen Wis-
senschaft verantwortlich. Denn die Leistung der Studierenden war bereits im 
Proseminar immer schon eine wissenschaftliche, da ein anderer Umgang in 
der Wissenschaft nicht zur Verfügung steht. 
Freiheiten in der ,hierarchischen Opposition’ 
Mit dem in kürzester Zeit umgesetzten Umbau der bürgerlichen Institution 
der Hochschule verfallen auch ihre Demokratisierungsansprüche. Das Bünd-
nis „von modernem Staat, akademischer Wissenschaft und nationaler Kultur, 
das nach innen dem nationalstaatlichen Projekt der kulturellen Integration, 
nach außen dem Imperialismus diente“ (Beck 2004a) scheint aufgekündigt. 
Der Staat zieht sich mit der Auflösung des Hochschulrahmengesetzes aus 
dem Projekt der umfassenden und breiten Hochschulbildung als hohem Gut 
zurück und überträgt die Gestaltungsverantwortung den Ländern und diese 
                                                          
 
27  „In den Interviews wurde auch deutlich, dass die Vorbereitung auf die Selbständigkeit 
während des Hochschulstudiums in der Regel als sehr unzureichend angesehen wur-
de“ (Betzelt 2006: 69). 
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den Hochschulen selbst.28 Bildungsausgaben werden dadurch insgesamt re-
duziert und weiter auf exzellente Standorte und Disziplinen konzentriert. 
Hinter der Formel ,mehr Autonomie’ verbirgt sich genau besehen das Ver-
dikt der ,Marktautonomie’. Entscheidend an diesem Prozess ist jedoch die 
sukzessive Auflösung der akademischen Freiheit durch die Bürokratisierung 
und Merkantilisierung des Hochschulbetriebes in seiner Umorientierung vom 
Lehr- zum Lerninstitut (Londoner Kommuniqué 2007). Fachaufsichten von 
Hochschul- und Akkreditierungsräten entziehen letztlich der Professoren-
schaft darüber hinaus die legitimierende Entscheidung über Forschung und 
Lehre und öffnen die Tore für forschungsferne Vertreter aus Wirtschaft und 
Politik. Auf bemerkenswerte Weise verliert damit auch die Kritik von Stu-
dentInnen und MitarbeiterInnen an autoritären universitären Strukturen an 
Boden, die ,unternehmerische Hochschule’ wird anders reglementiert. Die 
vom Wissenschaftsrat ausgesprochene Empfehlung der weiteren Differenzie-
rung der Hochschulen meint erstaunlicherweise nicht die bislang selbstver-
ständliche und wissenschaftsadäquate Binnendifferenzierung, sondern zielt 
wohl in der Endkonsequenz auf die Hierarchisierung unterschiedlicher Hoch-
schultypen: Lernschulen, Forschungsanstalten, der Finanzlage entsprechend 
wohl eher private als öffentliche Spitzeninstitutionen etc. Und das würde tat-
sächlich das Ende der Idee von Universität als Wissensvermittlerin für eine 
größtmögliche Zahl von Bürgern und exklusiver Ort akademischer und Wis-
senskulturen bedeuten – deren Umsetzung ja noch ausstand.29 Darüber hinaus 
zieht die Differenzierung der Hochschullandschaft und die fächerübergrei-
fende Modularisierung der Lehre eine Entdifferenzierung des Fächerkanons 
nach sich, der besonders die spezialisierten Fächer der Geisteswissenschaften 
betreffen wird, wenn diese Kommunikationen anbieten, die für interdiszipli-
                                                          
 
28  „Der Staat zieht sich aus der Detailsteuerung völlig zurück, vielmehr werden die 
Hochschulen über Ziel- und Leistungsvereinbarungen sowie Methoden des Leistungs-
controllings und Qualitätssicherung, wie Akkreditierung und Evaluation, ergebnisori-
entiert gesteuert“ (Hochschulfreiheitsgesetz NRW 2007). 
29  „Den Universitäten sollten größere Gestaltungsspielräume eingeräumt werden, die ei-
ne stärkere Differenzierung zwischen den Fachbereichen der jeweiligen Universität 
wie auch zwischen den Universitäten ermöglichen. Dadurch könnten in längerer Frist 
auch neue, innovative Hochschultypen jenseits der bestehenden Einteilung in Univer-
sitäten und Fachhochschulen entstehen“ (Wissenschaftsrat 2006: 3). 
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näre Symbolebenen nicht anschlussfähig sind. Denn selbst wenn sie ihre in-
stitutionelle Anbindung auf Verwertbarkeit umstellen, marginalisieren sie 
damit die wissenschaftliche Dynamik, was zu neuen Organisationsformen ih-
res Wissens führen kann, die dann eben nicht mehr unmittelbar mit universi-
tas verknüpft sein müssen. 
Die kommunikativen Strategien der Hochschulen in diesem Wandel sind 
so angelegt, dass sie entweder „als Weltmarkt-Universität nach dem Vorbild 
transnational agierender Unternehmen“30 Konkurrenzen erzeugen, um durch 
Mittelkonzentration Vorherrschaften auf wissenschaftlichen und verwal-
tungstechnischen Gebiet zu erringen – also dem Prinzip des ,akademischen 
Kapitalismus’ folgen (Slaughter, Rhoades 2004). Oder sie treffen in der 
,konservativen Variante des Widerstands’ die Wahl der ,nostalgischen Agen-
da’, die den Status Quo der alten Universität erhalten will und aus der Kon-
frontation mit den neuen Einflüssen Legitimation gewinnt, ohne allerdings 
selbst eine Strategie für die Lösung des Problems der entnationalisierten Uni-
versität liefern zu können. Ulrich Beck hat dagegen seinen Entwurf der Uni-
versität als „Schule der Weltbürgerlichkeit“ (Beck 2004a) auch gleich – den 
Marktgesetzen entsprechend – ein ,Label’ verpasst: Humboldt 2, die Neube-
gründung der Universität in der ,kosmopolitischen Agenda’. Es ist das ideale 
Programm von Wissenschaftlichkeit, die Humboldt schon vor Augen stand – 
bevor sein Nachfolger die Direktive übernahm: „Bildung sowohl staatsfern 
als auch marktfern organisieren“ (ebd.), um als Grund eines jeden Erkennens 
und Wissens nach der verlorenen nationalen Verantwortung die der Weltbür-
gerlichkeit zu setzen (Beck 2004b: 29). So undurchführbar diese Forderun-
gen im Einzelnen auch erscheinen mögen und so wichtig die kosmopolitische 
Wende zuvörderst in den Sozialwissenschaften ist, führt die Utopie eine wei-
tere Lösung im Kern: die Hochschule als ,lernende Organisation’. Die leiten-
de Idee wäre dann, dass die Wissenschaften sich auf ihre Definitionsmacht 
im Wissensdiskurs moderner Gesellschaften zurückbesinnen und gebündelt 
exklusive Deutungs-Kompetenzen der verschiedenen Wissenschaften zu Ge-
staltungschancen umwandeln, „anstatt zwischen Anpassungs- und Freiheits-
                                                          
 
30  „What we are calling ,academic capitalism in the new economy’ is a regime that en-
tails colleges and universities engaging in market and market-like behaviors“ (Slaugh-
ter, Rhoades 2004: 5). 
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postulaten fruchtlose Grundsatzdiskussionen zu führen“ (Teichler 2004: 
103). Damit würden sie, indem sie das derzeit herrschende Paradigma der 
Nützlichkeit aufgreifen, als „lernende Kompetenz- und Service-Netzwerke 
teil-autonomer Institutionen“ (Erlinghagen 2005) am Gestaltungsprozess be-
teiligt bleiben. Dass die Wissenschaften diese Kompetenzen innehaben und 
auch nutzen werden, steht außer Frage; in der derzeitigen Geschwindigkeit 
des Wandels durch die forcierte Zweckrationalität fehlen ihnen jedoch die 
Einheitlichkeit und vor allem die Instrumente der politischen Außenwirkung 
und Mitbestimmung. Wie dieser Prozess in Deutschland durch das Centrum 
für Hochschulentwicklung (Hauptfinanzier: Bertelsmann-Stiftung) initiiert, 
als joint venture über die HRK in das politische System eingebracht wurde 
und zur Rechtswerdung gelangte, wird nicht zuletzt deshalb sicher noch His-
toriker und Juristen beschäftigen. Hier ist nur aufzulisten, welche Folgen für 
die Entwicklung der geisteswissenschaftlichen Fächer an den vorliegenden 
Daten ablesbar sind. 
Die Differenzierung der Hochschullandschaft 
Die angestrebte ,Profilbildung’ der Forschung an Universitäten ist hierfür ein 
guter Indikator in der Bildungspolitik.31 Und mit der Exzellenzinitiative und 
,Clusterförderung’ der Bundesregierung, die jetzt endgültig entschieden wur-
de, ist auch die Ausrichtung nachvollziehbar. Diese ist Teil eines 2006 be-
schlossenen Investitionsprogramms über sechs Milliarden Euro, das vor al-
lem auf Forschungs-Schwerpunkte konzentriert werden soll: High-Tech-
Strategie, Energie- und Internetforschung. Zur Bewerbung für die Exzellenz-
Initiative, die bis zum Jahre 2011 1,9 Milliarden Euro bereitstellt, wurden 
durch die Hochschulen Programme und Ausrichtungen entworfen, die sie 
von anderen Hochschulen unterschied und abhob. Mit der Fokussierung auf 
derzeit vorherrschende Themen in den geisteswissenschaftlichen Bereichen, 
                                                          
 
31  „Zukunftsträchtig ist deshalb nur ein System, das Profilbildung zulässt, so dass sich 
die Aufgabenverteilung im Wettbewerb herausbilden und immer wieder wandeln 
kann“ (Wissenschaftsrat 2006: 11). 
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wurden ähnlich den Zusammenschlüssen der Sonderforschungsbereiche For-
schungsbereiche interdisziplinär verknüpft, die auf einer abstrakten Proble-
matisierungsebene am Thema arbeiten, im Kern jedoch den Partikularinteres-
sen der Einzelwissenschaften folgen. Gerade in den Geisteswissenschaften ist 
diese Zusammenarbeit von höchstem Wert, da hier Erkenntnisse aus anderen 
Disziplinen kontextualisierbar, also ,verwertbar’, sind. In den derzeit bewil-
ligten Exzellenzclustern sind jedoch lediglich 6% aus den Fächergruppen der 
Kultur- und Geisteswissenschaften vertreten (vgl. Abbildung 4).  
Zählt man sie mit den sich oft überschneidenden Sozialwissenschaften 
zusammen, sind es 17% der geförderten ,Cluster’ – also Forschungsgruppen. 
Stellt man diese Verteilung dem gesamten wissenschaftlichen Personal in den 
Fachbereichen gegenüber (Abbildung 4), ergibt sich eine personelle Kon-
zentration von Geistes- und SozialwissenschaftlerInnen mit ca. 45%. Damit 
wird deutlich, dass für diese Wissenschaften in der Verteilung der For-
schungsgruppenförderungen eine wesentlich höhere Selektivität angelegt ist, 
was letztlich bedeutet, dass vom Wissenschaftspotenzial nur ein Bruchteil in 
diesem Förderprogramm abgebildet ist. Auch die Verteilung der Forschungs-
förderung in Instrumenten wie der DFG oder der Alexander-von-Humboldt-
Stiftung (17%) zeigt einen deutlich höheren Anteil. 2005 wurden 12% aller 
Drittmittel durch die Geistes- und Kunstwissenschaften, 21% zusammen mit 
den Rechts- Wirtschafts- und Sozialwissenschaften eingeworben (Statisti-
sches Bundesamt 2007). 
Auch in der Förderung des Nachwuchses in Graduiertenschulen ent-
spricht die Verteilungsstruktur nicht dem vorhandenen Potenzial an Nach-
wuchswissenschaftlerInnen, wenngleich der Anteil mit 18% höher liegt (vgl. 
Abbildung 5).  
Anhand der Studierendenzahlen wird deutlich, dass in den Sonderpro-
grammen zur Forschungsförderung die Geisteswissenschaften mit aufstei-
gender Exklusivität der Förderinstrumente im Vergleich zu ihrem wissen-
schaftlichen Potenzial prozentual immer weniger vertreten sind. Zwar wer-
den diese Wissenschaftsgebiete auch in der Exzellenzinitiative vertreten, sind 
aber eindeutig den derzeitigen Leitwissenschaften nachgeordnet. Zu bemer-
ken ist eine Strategie, die sich entgegen ökonomischer Theorien zyklisch der 
Entwicklung anpasst. Denn mit dem Versuch, durch politische Regulierun-
gen Marktbedingungen zu ändern und durch Subventionierungen die Ent-
wicklung und Produktion von Hochtechnologien nach der neoliberalen Se-  
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Abbildung 4: Gegenüberstellung bewilligte Exzellenzcluster der Exzellenzinitiative 
des BMBF 2007, nach Fächergruppen und gesamtes wissenschaftliches 
Personal in den Fachbereichen (eigene Zusammenstellung) 
 




Abbildung 5: Vergleich der in der Exzellenzinitiative bewilligten Graduiertenschulen 
der Exzellenzinitiative des BMBF 2007 und Anzahl der Studierenden 
WS 2006/07 nach Fächergruppen (eigene Zusammenstellung) 
 
 
Quelle: Statistisches Bundesamt 2007, BMBF 2007a 
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mantik des Standortes (eben nicht mehr der Nation, des Landes etc.) zu för-
dern, wird wiederum das Zukünftige, das ja aus den Bedeutungen des Heuti-
gen entsteht, vernachlässigt. Schon im Ursprung der Humboldtschen Idee 
stand ja die Zensurfreiheit nicht nur als Moment der akademischen Freiheit, 
sondern auch der ,Herrschaftsbeobachtung’.  
Das wissenschaftliche Volontariat am Museum: 
GeisteswissenschaftlerInnen im Beruf 
Wie gezeigt werden konnte, ist die Transformation der Hochschule aber zu-
nächst für die zu spüren, die über die historischen Dimensionen von vermute-
ten Krisen und höheren Ansprüchen hinaus auf sie angewiesen sind. Für die 
in dieser Untersuchung befragten VolontärInnen war das Studium mit einer 
tiefgreifenden persönlichen Entwicklung verbunden, die besonders an der 
Eigenarbeit und Selbstorganisation gewachsen (oder gescheitert) ist. Die 
Hochschule als Bildungsinstitution wurde hingegen kritisch gesehen. In die-
sem Sinne sind die bisherigen Lehrangebote der Geisteswissenschaften, die 
sich im Großen und Ganzen an die Strukturen aus der Gründungsphase oder 
wie im Fall des Seminars, der Ausbauphase der Institution für eine relativ 
kleine Gruppe aus bildungsbürgerlichen Schichten gebildet haben, nicht auf 
eine konsequente Bildung im Sinne einer zielorientierten Erziehung angelegt 
gewesen. Die ,humanistische Bildung’ eines jeden Studenten war vielmehr 
der Schlüssel zum Zugang zu den Wissenschaften und damit eine prägradua-
le Voraussetzung für die Partizipation.32 Erst in Verbindung mit Begeiste-
rungsfähigkeit, Forscherdrang und Problembewusstsein wird die eigentümli-
che Art des Weltzuganges der Geisteswissenschaften verständlich und leitet 
eine Professionalisierung ein, die ihre Zweckungebundenheit als Grundvor-
aussetzung mit sich führt. Bildung an der philosophischen Fakultät ist damit 
als Teilhabe an der Reaktualisierung wissenschaftlichen Wissens angelegt, 
                                                          
 
32  Mit ernüchternder Nonchalance hat dies schon frühzeitig Niklas Luhmann (1992) be-
schrieben, und man beachte dazu auch die Analyse dieser strukturellen Schwäche der 
Institution von Zorn 2008. 
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der Zugang liegt im Skeptizismus. Dieses System wird, sofern es überhaupt 
noch Bestand hatte, heute rationalisiert, um das Risiko des Scheiterns zu mi-
nimieren. Noch ist dies nur eine Charade, bei der die Institute die Praxen der 
Vergangenheit in diesen Strukturen festschreiben; die Wirkung auf das Re-
zeptionsverhalten der Studierenden wird allerdings nicht ausbleiben. Auch 
die Arbeitsbelastung der Studierenden ist immens und erfordert bereits aus-
gereifte Kenntnisse im Zeitmanagement. Die geforderte Breite führt dazu, 
dass alle grundlegenden Epochen, Methoden plus Sprachenerwerb, Praktika 
(in der vorlesungsfreien Zeit) im Zeitraffertempo innerhalb von 6 Semestern 
durchschritten werden. Kontinuierliche Prüfungsbelastung, Einschreibere-
geln und -glück, Kreditbelastung, Masterbewerbung usw. werden, selbst bei 
wohlwollendster Begutachtung des Systems für die Geisteswissenschaften, 
einen völlig neuen Typus von Absolventen auf den Arbeitsmarkt entlassen. 
Ausgestattet mit systematisierten und periodisierten Wissensinhalten, werden 
nach frühzeitigen Konkurrenzerfahrungen, Arbeitskraft- und Geldinvestitio-
nen auch die Karriereansprüche und die Zielorientiertheit steigen. Der Typus 
des problemorientierten Denkens wird es unter diesen formalisierten Bedin-
gungen wohl schwerer haben.33  
Dabei ist das Prekaritätsrisiko der auf dem Arbeitsmarkt verfügbaren 
„postfordistischen“, also unterbezahlten und ungesicherten, Arbeitsformen 
hoch.34 Diese erfordern „primär als Folge verschärfter Verwertungsbedin-
gungen der Arbeitskraft und betrieblicher Rationalisierungsstrategien“ (Bet-
zelt 2006: 7) ein Bewusstsein der Professionalisierung als Modus der Selbst-
einschätzung. Gerade in der Zunahme der Selbstgestaltung wird die darin 
enthaltene Ambivalenz, vor allem als eine „fremdbestimmte Selbstbestim-
                                                          
 
33  Wie wichtig die Vorstellung des Genies und darin vor allem die Vorstellung vom ver-
kannten Genie als modernes Persönlichkeitsideal gerade für die Romantik der Geis-
teswissenschaft ist, hat Edgar Zilsel (unter Aufopferung seiner eigenen Hochschul-
Karriere) zusammengetragen (vgl. Zilsel 1990). Das ist hier aber nicht gemeint; es 
geht vielmehr um die Einschränkung von Nonkonformität durch zeitliche und inhalt-
liche Grenzziehung.  
34  „Zwischen 1995 und 2003 betrug die Wachstumsrate der Selbständigen in den Kul-
turberufen 51% auf 318.000 Personen. Damit wächst die Zahl der Selbständigen in 
den Kulturberufen mehr als viermal so schnell wie die Selbständigenzahl in der Ge-
samtwirtschaft“ (Betzelt 2006: S. 11). 
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mung und ein Übergreifen marktlicher Imperative auf die ganze Person oder 
Lebensführung interpretiert“.35 
Berechnet man neben den inhaltlichen Folgen auch die sinkenden Ab-
solventenzahlen für ,Abnehmerinstitutionen’ wie das Museum, so ist zu er-
warten, dass postgraduale Ausbildungsformen wie das wissenschaftliche Vo-
lontariat großen Herausforderungen gegenübersteht. Rechnen doch diese In-
stitutionen ganz selbstverständlich mit der Ausbildungsleistung der Universi-
täten auf der Basis einer umfassenden und bereits spezialisierten Fachkennt-
nis über und für ihre Sammlungen und bauen auf eine „Vielfalt der Prove-
nienz der wissenschaftlicher Mitarbeiter“ (Leonhard 2005: 31). Die Bewer-
berzahlen gaben ihnen bislang auch keinen Anlass, dieses Potenzial in Frage 
zu stellen. Doch wenn bei sinkenden Studienanfängerquoten zu den Bache-
lor-Studiengängen eine kleine Auswahl von nur 20% einen Master-Ab-
schluss erreichen wird, werden weniger AbsolventInnen der Geisteswissen-
schaften mit berufsqualifizierenden Abschlüssen für den höheren Dienst zur 
Verfügung stehen. Über die Schwundquoten in den BA-Studiengängen wird 
bislang Stillschweigen gewahrt, doch erste Berichte deuten auf eine nicht zu 
überspielende Höhe hin, zumal durch das Fachwechselverbot Schwund in 
diesen Studiengängen Abbruch bedeutet. 2005 betrug die Schwundquote 
nach der HIS Studienabbruchstudie allgemein durchschnittlich 39%, bei den 
Sprach- und Kulturwissenschaften wechselten 69% der Studenten (HIS 2005: 
18). 
Und auch wenn nicht gleich die „bürgerlich-intellektuelle Liberalität des 
Denkens hin zu einem technokratisch und weitgehend auf betriebswirtschaft-
liche Werte ausgerichteten Denken des kulturell eher verkümmernden ,homo 
oeconomicus’“ (Eissenhauer 2005: 37) gerät, so drückt sich doch darin das 
weitverbreitete Gespür dafür aus. Das Problem liegt hier wohl auch darin, 
dass die berufsbefähigende Spezifizierung der Studiengänge dem Ausbil-
dungsanspruch der Museen zuwiderläuft, da hier nicht die arbeitsmarktorien-
tierte Eigenevaluation der Person in der Gesellschaft gefragt ist, sondern die 
                                                          
 
35  Ebd. Man beachte auch den Trend, wissenschaftliche Arbeit außerhalb der Hochschu-
le effektiv zu leisten. Demnach wird der exklusive Raum der Hochschule als Wissen-
schaftsmilieu zumindest in Frage gestellt (vgl. den Beitrag von Gramelsberger/Vail-
lant in diesem Band).  
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fachspezialisierte Initiative der AspirantInnen auf eine Karriere am Museum. 
Denn obwohl erst mit der wissenschaftlichen Arbeit am Museum die Ausbil-
dung für den je spezifischen Fachbereich einsetzt, ist die emotionale Prägung 
des Wissens, die auf Kenntnissen der Fachliteratur, aber auch auf der Aus-
prägung des berufsspezifischen Habitus beruht, ein nicht zu unterschätzender 
Einfluss auf die Berufsstruktur der Angestellten an einem Museum. 
Prekäre Wissensarbeit am Museum 
Das wissenschaftliche Volontariat ist eine der wichtigsten Karrierebedingun-
gen für eine Laufbahn am Museum. Es ist als postgraduales Ausbildungsver-
hältnis zur Beschäftigung an einer musealen Einrichtung konzipiert. Zentra-
les Ziel der institutionellen Einbindung von WissenschaftlerInnen in den je-
weiligen Institutionen ist die Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuch-
ses. Das Volontariat dauert zumeist zwei Jahre und soll praxisbezogen die 
Mitarbeit im wissenschaftlichen und organisatorischen Betrieb wesentlicher 
Bereiche der Einrichtung ermöglichen. „Ziel des Volontariats ist es, zu selb-
ständiger Tätigkeit im höheren Dienst an Museen zu befähigen.“36 Zugangs-
voraussetzungen sind ein abgeschlossenes Hochschulstudium und entspre-
chende wissenschaftliche Qualifikationen für die den jeweiligen Fachbereich. 
In 52% der Ausschreibungen wird als Voraussetzung der Nachweis der wis-
senschaftlichen Qualifikation durch die Promotion angefordert oder er-
wünscht (DMB 2007, AkV 2007).  
Vertragliche und tarifliche Festlegungen unterliegen dabei – im Gegen-
satz zu Bibliothekaren oder Archivaren – keiner für die Ausbildungsform 
festgeschriebenen gesetzlichen Regelung. Für die tarifliche Einordnung der 
Volontariate gelten Orientierungen in Hinsicht auf eine „Vergütung in Höhe 
der jeweiligen Anwärterbezüge für Beamte auf Widerruf im Vorbereitungs-
dienst in den Laufbahnen des höheren Dienstes“.37 Damit ist die ausschrei-
bende Institution als Arbeitgeber in der Vertragsgestaltung weitestgehend 
                                                          
 
36  Beschluss der Kultusministerkonferenz v. 9.3.1995 i.d.F. v. 09.11.1999, Nr. 2. 
37  ebd., Nr. 7. 
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ungebunden. Die Vertragsmodalitäten und Vergütungen sind daher bundes-
weit sehr variabel. Nach Abschluss des Volontariats wird ein qualifiziertes 
Arbeitszeugnis ausgestellt. Ein Weiterbeschäftigungsanspruch für Auszubil-
dende gemäß §78 a Absatz 2 Satz 1 BetrVG ist nicht gegeben. Formal ist 
ein/e VolontärIn „eine Person […], die gegen Entgelt beschäftigt wird, um 
berufliche Kenntnisse, Fertigkeiten oder Erfahrungen zu erwerben, ohne dass 
es sich um eine Berufsausbildung im Sinne des Berufsausbildungsgesetzes 
handelt“ (Schmitt 1994: 6), da kein Fachabschluss angestrebt ist. Das ist in-
sofern entscheidend, als mit einer solchen Stellung auch Rechte verbunden 
wären, die Ausbildung und Vergütung einklagbar machen würden. Nach §19 
BBiG werden den VolontärInnen lediglich rudimentäre Rechte zugesichert, 
wie etwa den Anspruch auf Bezahlung – im Wortlaut „angemessene Vergü-
tung“ (Schmitt 1994: 5) – und Urlaub. 
Nach §6 Abs. 1 Nr. 1 BBiG hat der Ausbildende dafür zu sorgen, dass 
dem Volontär die „Fertigkeiten und Kenntnisse vermittelt werden, die zum 
Erreichen des Ausbildungsziels erforderlich sind, und die Ausbildung in ei-
ner durch ihren Zweck gebotenen Form planmäßig, zeitlich und sachlich ge-
gliedert so durchzuführen, dass das Ausbildungsziel in der vorgeschriebenen 
Zeit erreicht werden kann. Dem Volontär dürfen nur Verrichtungen übertra-
gen werden, die dem Ausbildungszweck dienen“ (ebd.: 13). Ein Anspruch 
der VolontärInnen auf eine entsprechende Festlegung lässt sich jedoch bis 
heute nicht begründen. Vom arbeitsrechtlichen Standpunkt gibt es lediglich 
„die – von den Betroffenen möglicherweise als theoretisch empfundene – 
Möglichkeit, keinen Vertrag zu unterzeichnen, der das Ausbildungsziel nicht 
exakt regelt“ (ebd.: 13). Dieser erstaunliche circulus virtuosus kennzeichnet 
denn auch die Eckpunkte der Unsicherheiten des Karriereschrittes der Ab-
solventInnen hin zu einer Anstellung an einem Museum. Das Interim des Vo-
lontariats kann über die nobilitierenden Effekte der institutionellen Teilhabe 
an einer Kulturinstitution karrierefördernd oder qualifizierend wirken – er-
füllt aber zumeist lediglich die notwendige Bedingung von Berufserfahrung 
im Lebenslauf. An dieser Stelle bleibt festzuhalten, dass die „Forderung nach 
einer exakteren Festlegung von Ausbildungsplänen und -zielen oder nach ei-
ner höheren Vergütung sich gegenwärtig nicht mit den Mitteln des Arbeits-
rechts durchsetzen lassen; es handelt sich um politische Forderungen, die nur 
durch Verhandlungen etc. verfolgt werden können“ (ebd.: 17, Herv. d. 
Verf.). 
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Solcherlei Verhandlungen und deren ,politischer Charakter’ lassen sich 
denn auch über eine beträchtliche Zeitspanne hin nachweisen (vgl. Deppe 
1991, Rietschel 1994, Dauskardt 1994). So wurde auf Anregung des Deut-
schen Museumsbundes e.V. (DMB) durch das Institut für Museumsfor-
schung Berlin (IfM) im Jahre 1984 die Stellenanzahl und Daten zu den Be-
schäftigungsverhältnissen für Volontariate in der Bundesrepublik und Berlin 
(West) erhoben und 1987 auf die Stellen in der Boden- und Denkmalpflege 
erweitert. Der Unterausschuss „Museen und Denkmalpflege“ (UAMD) der 
Kultusministerkonferenz (KMK) wurde 1989 durch den ,Arbeitskreis Erzie-
hung’ der KMK gebeten, „Möglichkeiten der Verbesserung des Volontariats 
mit einem berufsbildenden Abschluß zu prüfen“ (Quelle: Löcken 1996: 5). 
Auf diese Anfrage hin wurde offenbar durch den UAMD ein Katalog von 
Ausbildungsrichtlinien erstellt – der allerdings bis dato dem Vernehmen nach 
„keine öffentlich erkennbare Resonanz hervorrief“ (ebd.) –, obschon die 
Empfehlung der KMK mit Beschluss vom 9.3.1995 offenbar auch diese Da-
ten mit in Betracht gezogen haben wird. Kernpunkt der Forderungen, die vor 
allem von der 1998 etablierten Interessenvertretung der VolontäreInnen an 
den Museen Arbeitskreis Volontariat (AkV) beim DMB erhoben wurden, 
war die Umsetzung des Ausbildungsversprechens am Museum und für das 
Museum.38 Der Gedanke einer universitären Ausbildung des wissenschaftli-
chen Museumspersonals wurde aber schon bald mit der Begründung aufge-
geben, „dass der Wille und die Kraft dazu weder an den wissenschaftlichen 
Hochschulen noch bei den Abnehmern vorhanden war“ (Günther Schauerte: 
                                                          
 
38  Schon bei der Gründung des Deutschen Museumsbundes waren die Ausbildungsfra-
gen ein zentrales Thema. Karl Koetschau, Gründer der Zeitschrift Museumskunde und 
des Deutschen Museumsbundes, sprach auf der ersten Jahrestagung des DMB 1918 
von seinen Vorstellungen: „Am allerbesten freilich wäre es, und damit den Schülern 
die größte Freizügigkeit zugestanden, wenn alle deutschen Museen die gleichen 
Grundsätze für die Fortbildung der Museumsbeamten als verbindlich anerkennen 
wollten“ (zit. n. Eissenhauer 2005: 36). 
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Vortrag auf der Jahrestagung des DMB 1994, zit. nach Mitteilungen und Be-
richte IfM 5/1996: 16).39 
Von den Mitbestimmungsansprüchen der VolontärInnen Anfang der 
1990er Jahre überlebte schließlich das Verfahren einer dezentral gesteuerten 
Festschreibung von Fort- und Zusatzausbildungen durch regionale Museums-
verbände und große Museen. Damit war zwar der Stellenwert von Ausbil-
dungsrichtlinien anerkannt, die Laufbahngestaltung für die Karriere am Mu-
seum blieb aber weiterhin disparat und letztlich von der Qualität der universi-
tären Ausbildung und der Initiative der Direktionen abhängig. Erst in jüngs-
ter Zeit wurde das Thema im Mai 2005 anlässlich der Jahrestagung des Deut-
schen Museumsbundes in Karlsruhe auf das Tableau gehoben. Das Motto 
lautete „Der wissenschaftliche Nachwuchs für Museen – Ausbildung und 
Praxis“. Denn zur Zeit der Gründung des DMB und der ,Museumskunde’, 
war die Nachwuchspflege für die Museen eine zentrale und durchaus be-
wusste – und heute im Rahmen der Hochschulreform offenbar in Gefahr ge-
sehene (vgl. Eissenhauer 2005: 38ff.) – Funktion zum Selbsterhalt des Ver-
tretungsanspruches von Geschichte seit ihrem Bestehen.40 Diese Funktion 
zeigt sich jedoch bei genauerer Betrachtung eben jenen Differenzierungen 
des Wissenschaftssystems unterworfen, in dessen Herausbildung die Spezia-
lisierung immer neuer Sammlungsbereiche am Museum und die Professiona-
lisierung immer weiterer Fachbereiche an den Universitäten eine komplexe 
Binnendifferenzierung in Gang setzte (vgl. z.B. Trischler 2005: 58). Der 
Konflikt zwischen fachbezogener Tätigkeit mit objektbezogenen Wissensbe-
ständen des Museums als exklusiver Wissenserwerb und postgradualer Er-
werbsarbeit ist wohl an dieser Stelle zu suchen. 
                                                          
 
39  Im Rahmen der zunehmenden Praxisorientierungen der Kulturwissenschaften entste-
hen nun aber doch neue Studiengänge: So wird beispielsweise an der Universität Ol-
denburg ab Sommersemester 2000 der viersemestrige Ergänzungsstudiengang Muse-
um und Ausstellung  angeboten, die FU-Berlin führt den Aufbaustudiengang Muse-
umsManagement seit 2004, Dresden den Master- und Aufbaustudiengang Kultur & 
Management seit 2004. Das Institut für KulturManagement der FernUniversität in 
Hagen wurde 1998 gegründet.  
40  Vgl. den Wiederabdruck von Julius Leisching: Museumskurse. Aus der ersten Ausga-
be der ‚Museumskunde‘ von 1905. Museumskunde 2, 2005: 24-29 
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Kennzeichen für prekäre Lebenslagen wissenschaftlicher VolontäreInnen 
am Museum sind entsprechend diesen Rahmenbedingungen evident.41 Sie 
basieren auf einer Ausweitung der Anstellungsform von jungen Wissen-
schaftlerInnen als VolontärInnen und dem seit den 1980er Jahren anhalten-
den Gründungseifer von neuen Museen. Waren es 1987 noch 216 Stellen an 
den Museen sind es heute 600 VolontärInnen an ca. 6000 Museen.42 Das be-
deutet, dass mit zunehmender Geschwindigkeit auch wissenschaftliche Vo-
lontariate eingerichtet werden, die der Sammlungspflege und der Bestandser-
haltung und damit als Ersatz fester Mitarbeiterstellen anzusehen sind.43  
So ist heute ein Volontariat eine Vollzeitstelle bei halber Bezahlung. Im 
Mittel arbeiten Volontäre 39,72 Stunden (2 ohne Angabe) pro Woche. Tat-
sächlich liegt das monatliche Nettoeinkommen bei allen Volontären an oder 
unter der Armutsrisikogrenze (vgl. Bundesregierung 2005 und Bundeszentra-
le für politische Bildung 2005), also unterhalb von 60% des Nettoäquiva-
lenzeinkommens (2003: Bundesrepublik gesamt 938 €, alte Bundesländer: 
974 €, neue Bundesländer: 801 €). Das mittlere Nettoeinkommen beträgt 
800,86 €. 37% der Befragten des AkV 07 gaben an, weitere Einkünfte zu ha-
ben, durchschnittlich 137,00 €. 
Das erstaunlichste Ergebnis angesichts der unterschiedlichen Empfeh-
lungen zur Ausbildung in den Volontariaten seit 1998 ist aber, dass in AkV 
06 76% und in AkV 07 70% der Befragten angaben, dass ein hausinterner 
Ausbildungsplan nicht vorliegt und nur 38% der VolontärInnen des AkV 07 
interne fachbezogene Ausbildungstage angaben. Externe Ausbildungen wa-
ren hingegen in 89% der Fälle möglich. Die Ausbildungsinhalte werden ex-
ternalisiert, da die Institution Museum eine systematisierte Wissensvermitt-
lung auf der Grundlage der Sammlungsbestände und der Techniken ihrer 
                                                          
 
41  In der ausführlicheren Studie (Forkel 2008) sind die Daten folgender Erhebungen um-
fangreicher ausgewertet, als dies hier möglich ist: die Daten der Erhebung auf der 
Bundestagung des AkV 2007, die Auswertung der Fragebogenerhebung auf der Bun-
destagung von 2006 (AkV 06), die Auswertung einer Fragebogenerhebung der AG 
Wissenschaftliche Volontärinnen und Volontäre im Museumsverband Baden-
Württemberg e.V. aus dem Jahre 2003 (AGV 03) und eine erste Auswertung der On-
line-Verbleibstudie vom März 2007 (Verbleib 07). 
42  IfM 2003: 56 und DMB Pressemitteilung vom 1.10.2004. 
43  Vgl. die Beschreibung der finanziellen Lage der Museen (Otto 2006). 
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Pflege und Präsentation nicht in dem Sinne leisten können, wie dies im Wis-
senschaftssystem angelegt ist. Denn letztlich wird auch an den Museen die 
Kommunikation wissenschaftlicher Aussagen über das Medium der akade-
mischen Institutionen vermittelt und an die Semantik der Anschlussfähigkeit 
wissenschaftlicher Wahrheit gekoppelt. Die Vermittlung systematischen 
Wissens ist jedoch die Basis eines Ausbildungsverhältnisses. Eine Übersicht 
der Einschätzungen der Selbständigkeit und Einsichtnahme der Volontäre im 
Arbeitsalltag verdeutlicht die spezialisierte Anstellung am Museum. 
Es ist anhand dieser Angaben ablesbar, wie mit Überschreitung von Pro-
fessionsgrenzen (und institutionellen Reputationsgrenzen) die Selbständig-
keit der übertragenen Aufgaben sinkt (vgl. Abbildung 6). 
 
Abbildung 6: Vergleich Eigenständigkeit der Arbeitsweise in Aufgabenbereichen 
nach Angaben der Museumsleitungen (Daten: Löcken 1996, 11) und 




Wie dargestellt, ergeben sich angesichts der Veränderungen an den Hoch-
schulen, neben der Verringerung der Absolventenzahlen, Herausforderungen 
für das wissenschaftliche Volontariat, welche die Nachwuchsförderung an 
den Museen unmittelbar betreffen. Im Umfeld dieser Veränderungen muss 
 Hochschule und wissenschaftliches Volontariat am Museum 147 
 
 
sich die bislang als learning by doing angelegte Ausbildung als Grundlagen-
vermittlung des musealen Sammelns, Vermittelns, Bewahrens und Verwal-
tens im Volontariat anpassen. Denn wenn bislang Ausbildungspläne und  
-strukturen in den meisten Häusern als nicht erforderlich erachtet wurden, die 
zukünftigen VolontärInnen werden diese mit Sicherheit vehementer einfor-
dern als ihre Vorgänger.  
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